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Gerade stürzt ein Tiroler Held. Und 
er stürzt tief. Anders geht es wahr-
scheinlich gar nicht. Weil es immer 

am Gesamtbild rüttelt, wenn ein Teil, eine 
Haltung, eine Tat oder eine Überzeugung 
bekannt wird, die so gar nicht zu einem Hel-
den passen will. Und weil dem Erstaunen stets 
das Entsetzen folgt. Mit der Gnade der Ge-
schichtsschreibung darf in diesen Momenten 
nicht mehr gerechnet werden. Darum können 
Helden nicht sanft fallen. 

In Eduard Wallnöfers Fall öffnete 
der Briefwechsel mit dem Bürger-
meister der Osttiroler Gemeinde Ainet 
aus dem Jahr 1969 jüngst seine Büchse 
der Pandora. Drei Seiten Papier sind 
es nur (siehe Kasten „Der Briefwech-
sel“), der Bürgermeister kämpft darin 
gegen die Enteignung der Gemeinde 
und der Landeshauptmann stellt klar, 
dass er sich dem Erhalt des „bäuer-
lichen Elements“ verpflichtet fühlt. 
Wie so viele Tiroler Gemeinden 
wurde auch Ainet in weiterer Folge 
zugunsten der Bauern „enteignet“ 
und der Briefwechsel ist nur ein kleines 
Kapitel im größten Kriminalfall der Tiroler 
Geschichte. Doch zeigt er, welche Rolle der 
Tiroler Landeshauptmann dabei spielte. Und 
weil die Stimmung in den Gemeinden sich 
im Zusammenhang mit der Agrar-Auseinan-
dersetzung derart gefährlich zugespitzt hat, 
konnten die drei Seiten zu Wallnöfers Büchse 
der Pandora werden. Es ist bizarr, dass die 
Plagen, die seither am Denkmal des Tiro-
ler Ewig-Landeshauptmannes nagen, ihn 
schlicht auf das degradieren, was auf seinem 
Grabstein steht. „Bauer und Landeshaupt-
mann“ ist da zu lesen. 

Bislang wurde die Wortwahl als Zeichen 
der Bescheidenheit gewertet. Einer Beschei-
denheit, die Wallnöfer von den ehrgeizigen 
Titeljägern der Politiker-Zunft vermeintlich 
unterschied. Im Schatten dieser Bescheiden-
heit wurde seine legendäre Wortkargheit zu 
etwas Positivem erhöht und die Einfachheit 
zur Urtugend stilisiert. Viele Wallnöfer-
Anekdoten spielen in der Bauernstube in 
Mieming, schmecken nach Brot und Speck 

und Südtiroler Grauvernatsch und erwecken 
den Eindruck, als wäre Wallnöfers Bauernhof 
im Mieminger Ortsteil Barwies der Olymp 
des untadeligen Tirolertums gewesen – was 
auch immer untadeliges Tirolertum bedeuten 
mag. 

Mehr als das Landhaus oder der Landtag 
war es wohl diese legendenumrankte Stube, 
in der über 24 entscheidende Jahre hinweg 
festgeschrieben wurde, was richtig ist für das 
Land und was falsch. Die Grundwerte der 

unter dem Druck des gerade erst beendeten 
Terrors sich formierenden modernen Demo-
kratien waren es weniger, die den Rahmen für 
das knorrige Tiroler Gerüst bildeten, das dort 
gezimmert wurde. Aus heutiger Sicht kann 
durchaus behauptet werden, dass Gleichheit 
oder Rechtsstaatlichkeit kaum durch den 
Wallnöfer’schen Kachelofen erwärmt wur-
den. Vielmehr wurde in Wallnöfers Amtszeit 
– von 1963 bis 1987 war er Landeshaupt-

mann – jener Tiroler Anarchismus 
gestaltet, der mit seiner Verachtung 
gegenüber Wien oder den Gesetzen, 
die dort beschlossen werden, und vor 
allem mit seiner Abscheu gegen die 
Sozialdemokratie und jegliche Form 
der Gleichmacherei die Tiroler Art auf 
unheimlich nachhaltige Weise prägte. 
Teils mag das durchaus amüsant, teils 
mag es auch reizvoll gewesen sein, 
wenn da ein unantastbarer Patriarch 
im kargen westlichen Alpenland bau-
ernschlau schief blickte, mit der einen 
Hand die rauchende Pfeife hielt, die 
andere zur Faust ballte, damit auf den 

Tisch schlug und sagte: „Wir machen, was wir 
für richtig halten – Gesetze hin, Gesetze her.“ 

Für richtig und wichtig hielt Eduard 
Wallnöfer offenkundig die grundherrliche 
Vorherrschaft der Bauern – seiner Tiroler 
Bauern. Um die Hand der Bauern auf Grund 
und Boden zu manifestieren, überschritt er 
nicht nur die Grenzen des Anstandes. Bei der 
flächendeckenden Enteignung der Tiroler 
Gemeinden zugunsten der Agrarier wurde 
Recht gebrochen. Mit einem klaren Ziel. Ganz 
bewusst. 

Doch die bäuerliche Wild-West-Dramatur-
gie hat manchen spitzen Haken. Vor allem seit 

Vor 100 Jahren wurde er geboren, vor 50 Jahren wurde er Landeshauptmann. 
Mit Rücksicht auf den Krieg, der in manchen Tiroler Gemeinden herrscht, muss 

die Geschichte Eduard Wallnöfers neu geschrieben werden. Er ist in einem 
erschreckenden Ausmaß schuld daran, dass das Land heute so zerrissen ist. 

Entzauberter Mythos
Wallnöfer

Festumzug 1984: Wallnöfer (5. v. li.) auf der Ehrentribüne*

* u.a. mit Ex-Landeshauptmann Silvio Magnago (1.v.li.), Ex-Kanzler Fred Sino-
watz (2.v.li.) und Bundespräsident Rudolf Kirchschläger (4.v.li.)
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Eduard Wallnöfer (1913 – 1989) kümmerte sich schon 
als Agrarlandesrat darum, dass das Grundeigentum der 
Tiroler Gemeinden an „seine“ Bauern übertragen wurde 

die Agrargemeinschafts-Diskussion ausgebro-
chen ist, apern diese aus und zerkratzen die 
Erinnerung an den langjährigen Landesfür-
sten. Dass in seiner Bauernstube Entschei-
dungen vorbereitet beziehungsweise getrof-
fen wurden, die heute als Diebstahl bezeich-
net werden oder als Raubzug, die jedenfalls 
verfassungswidrig waren und abenteuerlich 
ignorant gegenüber rechtsstaatlichen Grund-
regeln, mag so gar nicht ins Bild des glorifi-
zierten Landesvaters passen. Landesvater war 
er wohl, doch verstand er ganz offensichtlich 
nicht alle Tiroler als seine Kinder. 

Bauer und Landeshauptmann. Die Rei-
henfolge könnte ehrlicher gar nicht sein. Sie 
ist ein Bekenntnis. Sie war sein Bekenntnis. 
Wallnöfer hat auch nie einen Hehl aus seinen 
Prioritäten gemacht. Diese Prioritäten sind es, 
mit denen er das Land regierte, die über Jahr-
zehnte absolut herrschende ÖVP in all ihren 
Machtsträngen fast bis zur Bauernblindheit 
prägte und dabei ein System der totalen Un-
gleichheit installierte, unter dem Tirol nun zu 
zerbrechen droht. Und ist es nicht das ganze 
Land, so ist es zumindest die Tiroler Volks-
partei, die im Angesicht der sie entblößenden 
Wahrheiten zerbröselt. 

Die Basis, auf welcher die Partei nach den 
Vorgaben Eduard Wallnöfers ihre agrarische 
Trutzburg erbaute, hatte von Beginn an einen 
faulen Kern. Um ihn wurde eine Volkspartei 
inszeniert, die den Namen nie verdiente. „Die 
ÖVP ist das Klavier, auf dem der Bauernbund 
spielt“, hatte Eduard Wallnöfer festgestellt. 
Weil der Spruch so wahr ist, wirkt er schon 
so abgedroschen. Absurd scheint, dass es im 
Grunde genommen immer klar war, wie Ti-
rol in den entscheidenden Fragen, an den ent-
scheidenden Stellen, in den entscheidenden 
Köpfen tickt. Überraschung ist fehl am Platz, 
selbst wenn die diesbezügliche Zusammen-
schau den Gründervater entmystifiziert. Nicht 
minder ernüchternd scheint, dass es heute 
genau diese alte, von ihm selbst besungene 
Wahrheit ist, welche die Tiroler Volkspartei 
erstickt. Die Reaktionsmuster der Erben ha-
ben sich nicht verändert. Dem einen Rechts-
bruch folgten zu viele. Und der Dunst einer 
Pfeife vermag die bösen Wahrheiten genauso 
wenig zu verdecken, wie die Faust auf dem 
Tisch die Kritiker mundtot machen kann. 

„Das Agrarunrecht hat einen Namen: 
Wallnöfer!“, ließ der Klubchef der Tiroler 
SPÖ, Hans-Peter Bock, am 2. Jänner 2013 
wissen. „Tirol ist in Knechtschaft einiger 
Agrarfunktionäre und Machtbauern“, stellte 
Fritz Dinkhauser am gleichen Tag fest, „Seit 
rund fünfzig Jahren hat sich an der politisch 
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gewollten Rechtsanarchie zulasten der Ge-
meinden und zugunsten einiger Agrarfunkti-
onäre nichts geändert.“ Allein diese Aussagen 
zeigen, wie sehr das Denkmal wankt. 

Derart schonungslos war Wallnöfer in aller 
Öffentlichkeit noch nie angeprangert worden. 
Erst in jüngster Zeit wurden die Wunden 
offengelegt, die er dem Land zugefügt hat. 
Durch den schon erwähnten Briefwechsel 
mit dem Aineter Bürgermeister wurde klar, 
dass mit den sogenannten Regulierungen der 
Gemeinde- und Fraktionswälder nur ein Ziel 
verfolgt wurde. „Wallnöfer wollte damit den 
sinkenden Einfluss des Bauernstandes wegen 
der sich im Wandel befindlichen Gesellschaft 
aufhalten“, so Bock. Es funktionierte. Eine 
verhältnismäßig winzige Landwirts-Schar 
beherrschte ohne jegliche demokratische Le-
gitimation auf Grundlage verfassungswid-

riger Bescheide in weiten Teilen und über 
viele Jahrzehnte die Bodenpolitik des Landes. 
Und das vielfach auch zum ganz individuellen 
finanziellen Wohl der falschen Grundherren 
selbst. Bis mit dem Verfassungsgerichtshof-
Erkenntnis des Jahres 2008 die letzte Maske 
fiel. Es war fremdes Eigentum, das die Agrar-
gemeinschaften da für sich beanspruch-
ten. Auch Wallnöfer wurde im Zuge dessen 
entlarvt. Er hat Tirol in ein Feudalsystem 
gezwängt, das sich sensationell lange halten 
konnte. Dieses Erbe ist so gar nicht schmei-
chelhaft.

Er hatte auch zu Lebzeiten seine Gegner. 
Klar hatte er die. Allein die Bauwerke, die 
er in den Jahren seiner Herrschaft initiierte, 
fanden nicht nur Freunde, brachten nicht 
nur Freude und ihm bescherten sie den Na-
men „Beton-Walli“. Der Arlbergtunnel, die 
Europabrücke, die Felbertauernstraße, Au-
tobahnen, Seilbahnen, Kraftwerke, die Uni-

versitätsklinik – seine Handschrift ist allge-
genwärtig. „Die Bevölkerung des Staates und 
des Landes erwartet von ihrer Regierung mit 
Recht Arbeitsmöglichkeit, gerechten Lohn, 
die Werteerhaltung der Ersparnisse, den gesi-
cherten Lebensabend und eine aussichtsreiche 
Zukunft für die Kinder“, hieß es in Wallnöfers 
erster Regierungserklärung 1963. Er wird es 
ernst gemeint haben, in seine Zeit fällt die 
Modernisierung Tirols und der Abschied 
der Tiroler vom Hungerleider-Dasein. Doch 
mehr als das, was seiner ersten Regierungs-
erklärung auf nachvollziehbare Weise folgte, 
brannten sich die über Jahre verheimlichten 
Folgen seiner Aussage vom 15. Juli 1952 wie 
ein unauslöschliches Zeichen auf die Tiro-
ler Landkarte. Wallnöfer war damals Agrar-
landesrat und hatte als Berichterstatter das 
Schlusswort zur Debatte über die anstehende 

Novelle des Tiroler Flurverfassungslandesge-
setzes (TFLG). Es ging um das Gemeindegut 
und der Tiroler ÖVP – allen voran dem Re-
gierungsverantwortlichen für Agrarfragen 
– ging es darum, die wachsende Zahl der 
Nichtbauern von den Wiesen und Wäldern 
der Gemeinden fernzuhalten. „Ich kann mir 
nicht vorstellen“, sagte Wallnöfer damals, 
„dass man bisher bestehende Rechte, Rechte, 
die jahrhundertealt sind, nun streicht und sie 
all denen überführt, die nie mit Grund und 
Boden zu tun gehabt haben.“ Nein, er machte 
keinen Hehl aus seinen Prioritäten. Viele ähn-
liche, den Bauernstand über alle anderen Ti-
roler erhebenden Aussagen des Langzeitherr-
schers sind bekannt. Nicht bekannt war bis 
Sommer 2012, nach welchem Plan er vorging, 
als er die Enteignung der Tiroler Gemeinden 
zugunsten „seiner Bauern“ in die Wege leitete. 

Es bedarf eigentlich keines konkreten Be-
weises, um die Enteignungen der Nordtiro-

ler Gemeinden, die ab den 1950er-Jahren so 
heimlich wie heimtückisch über die Bühne 
gingen, direkt mit den Enteignungen in Ver-
bindung zu bringen, welche in der NS-Zeit 
in Osttirol in die Wege geleitet worden wa-
ren. Die Vorgangsweisen der NS-Beamten 
in Osttirol, das im Dritten Reich zum Gau 
Kärnten gehörte, und jene der Agrarbeam-
ten in Nordtirol gleichen sich frappant. Dass 
Wallnöfer und seine Agrarbeamten im Tiroler 
Landhaus zufällig den gleichen Weg wählten, 
um den Bauern rechtswidrig das Eigentum 
am Gemeinde- bzw. Fraktionsgut zuzuschan-
zen, scheint schlicht unmöglich. Darum darf 
durchaus davon ausgegangen werden, dass 
die Akten, welche die Osttiroler Gemeinde-
Enteignungen während des Terrorregimes do-
kumentierten, mit großem Interesse gelesen 
und analysiert wurden, als sie – da Osttirol 

nun wieder Teil Tirols war – 1948 von Kla-
genfurt nach Innsbruck kamen. 

In der Stube Wallnöfers und im Landhaus 
mag Goldgräberstimmung geherrscht haben, 
als dieser etwas andere Nazi-Schatz gehoben 
wurde. Die Enteignung der Gemeinden war 
der Weg, den Bauern die Macht zu sichern. In 
Osttirol war es perfekt vorexerziert worden. 
Mit entsprechender Skrupellosigkeit. Fast 
final. Das „Heil Hitler“, welches die Akten 
zierte, wirkte offenbar nicht sonderlich ab-
schreckend. 

„Wallnöfer wusste, dass man sich arran-
gieren muss“, hatte sein langjähriger Beglei-
ter und ÖVP-Geschäftsführer, der jüngst 
verstorbene Robert Fiala, zur 2005 bekannt 
gewordenen Mitgliedschaft Wallnöfers bei 
der NSDAP (Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei) gemeint. Der Feststellung 
wohnt eine leichtfertige Entschuldigung in-
ne, als hätte es sich bei der Parteimitglied-

Queen-Besuch 1969; mit Bischof Paulus Rusch und Bürgermeister Alois Lugger; Ehrenringverleihung des Landes an Wallnöfer 1973
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schaft um ein vergleichsweise kleines, unter 
gewissem Druck in Kauf genommenes Übel 
gehandelt. In einem im Gaismair-Jahrbuch 
2006 erschienenen Beitrag zur NSDAP-Mit-
gliedschaft von Eduard Wallnöfer schrieb der 
Historiker Horst Schreiber zu Fialas Aussage: 
„Dieser Sichtweise ist entgegenzuhalten, dass 
die TirolerInnen auch im Nationalsozialis-
mus über vielfältige Handlungsspielräume 
verfügten. Niemand hatte nur eine Option, 
so schwierig das Umfeld auch war. [...] In 
der NS-Zeit waren die Menschen nicht nur 
passive Objekte der äußeren Umstände, son-
dern trotz aller Einschränkungen und äuße-
ren Drucks in verschieden großem Maß auch 
GestalterInnen des eigenen Lebens.“ 

Die Diskussion zu Wallnöfers NS-Ver-
gangenheit spiegelte die nach wie vor un-
befriedigende Aufarbeitung jener Zeit, in 

der Tirol Teil des Dritten Reiches war, wider. 
Gut vorstellbar ist jedenfalls, dass es Eduard 
Wallnöfers Karriere nicht abträglich war, 
während der NS-Zeit beim sogenannten 
Reichsnährstand beschäftigt gewesen zu 
sein. In seiner Zeit als aktives Mitglied der 
NS-Landwirtschaftspolitik sammelte er mit 
Sicherheit wichtige Erfahrungen und nach 
1945 konnte er – eventuell lähmenden Dis-
kussionen zu seiner Parteimitgliedschaft 
war der Ehrgeizige mit einem kleinen Trick 
entkommen – Vollgas geben. Ab 1949 war 
er Landesrat, ab 1963 war er Landeschef. Bis 
1987. Und in all den Jahren kümmerte er 
sich aktiv darum, dass das Grundeigentum 
der Tiroler Gemeinden an die Bauern bezie-
hungsweise Agrargemeinschaften verschoben 
wurde. „Die Übertragung des Eigentums von 
den Gemeinden auf die Agrargemeinschaften 
war politisch gewollt. Landeshauptmann 
Wallnöfer war stolz darauf, dass das in Tirol 

gelungen ist“, stellte Bauernbundobmann und 
Fahnenträger des Wallnöfer’schen Unrechts-
erbes, Anton Steixner, am 4. Mai 2005 fest.

Die Enteignungen in die Wege zu leiten 
und umzusetzen, war auch für einen über-
zeugten Patriarchen mit klaren Prioritäten 
und vielen Möglichkeiten ein Kraftakt son-
dergleichen. Tarnen, täuschen und vernebeln 
war notwendig. Schließlich war Tirol eigent-
lich Teil eines Rechtsstaates, eigentlich der 
Verfassung unterworfen, eigentlich an Gesetze 
gebunden, die eine rechtswidrige Vermögens-
verschiebung dieser Größenordnung per se 
unmöglich machten. Eigentlich. Doch die 
Tiroler Agrar-Anarchie war stärker. 

„Die Einverleibung des Eigentums wurde 
von der Tiroler Politik gefördert und von 
maßgebenden Landesbeamten juristisch 
ermöglicht, um den Machterhalt der Bau-

ern gegenüber den anderen Bevölkerungs-
schichten zu sichern“, schrieb der Historiker 
Gerhard Siegl in seiner Abhandlung zur Ent-
stehung der Agrargemeinschaften in Tirol. 
1950 schon, knapp zwei Jahre nachdem die 
Osttiroler Akten den Weg aufgezeigt hatten, 
schrieb Landesrat Wallnöfer an seine Agrar-
behörde: „Ich bitte mit Rücksicht auf die ver-
schiedenartigen Vorstöße wegen der Bildung 
der Agrargemeinschaften alles zu tun, was zur 
Beschleunigung der Arbeiten führt.“ 

Was die Aufforderung „alles zu tun“ bein-
haltete, wird aus diesem Schreiben nicht klar. 
Doch ist bekannt, wie weit die Behörde zu 
gehen bereit war, um die Enteignungen vor-
anzutreiben. Dass sozialistische Gemeinderäte 
den schwarzen Interessen ein Dorn im Auge 
waren, liegt auf der Hand. In Zams kam es 
1965 zum Eklat. Die Gemeinde hatte damals 
2600 Einwohner und der Enteignungs-Plan 
sah vor, 92 Prozent des 280 Hektar umfas-

senden Waldbesitzes der Gemeinde an 114 
Private zu übergeben. SPÖ-Vizebürgermei-
ster Hans Egg erkannte die Gefahr für die 
Gemeinde und die Mehrheit der Bewohner, 
tat seinen Standpunkt wortgewaltig in einem 
Flugblatt kund und trat aus Protest zurück. 
Was Egg wahrscheinlich nicht wusste, ist, dass 
die Agrarbehörde des Landes einen Spitzel 
in die Gemeinderatssitzungen eingeschleust 
hatte, um „die Roten“ zu beobachten. Am 9. 
März 1965 wurde am Gendarmerieposten 
Zams ein Bericht für die Bezirkshauptmann-
schaft Landeck über die „Vorfälle bei der am 
2. März 1965 in Zams abgehaltenen Gemein-
deratssitzung“ verfasst. 

Am 15. März 1965 wurde dieser Bericht mit 
Eggs Flugblatt ergänzt und der damit erwei-
terte Bericht landete unter anderem in der Si-
cherheitsdirektion des Landes und bald auch 

auf dem Tisch Landeshauptmann Eduard 
Wallnöfers, von dem der Sicherheitsdirektor 
weitere Anweisungen erwartete. 

Wallnöfer ging weit und Wallnöfer hatte es 
schon kurz nach seinem Eintritt in die Regie-
rung eilig. Auch in Mieming, wo 1949 bereits 
ein Antrag auf Regulierung gestellt wurde. 
Dieser Antrag der Nutzungsberechtigten bil-
dete stets den Startschuss für die Eigentums-
übertragung. Aus heutiger Sicht wirkt es so, 
als hätte Wallnöfer seine Heimatgemeinde 
zur Probegemeinde für die Nordtiroler Ent-
eignungen auserkoren. 1952 wurden bei-
spielsweise die zwei Agrargemeinschaften 
Obermieming und Untermieming errichtet 
und mit einem Schlag wanderten riesige Ver-
mögenswerte in die Hände der Bauern. 870 
Hektar bekam die eine, 400 Hektar die ande-
re Agrargemeinschaft. Sie sollten nicht lange 
warten, um die Grundstücke zu vergolden. 
Die Gemeinde ging dabei leer aus. Und das, 

Mit VP-Geschäftsführer Robert Fiala (1.v.li.), der rechten „schwarzen Hand“ von Wallnöfer; mit Innsbrucks Bürgermeister Alois Lugger
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obwohl Wallnöfer, der zu der Zeit auch Mie-
minger Gemeinderat war, dem Tiroler Land-
tag versichert hatte, dass die Gemeinden mit 
mindestens 20 Prozent an den zu bildenden 
Agrargemeinschaften beteiligt sein würden. 

Über diesen Anteil durften sich nur die we-
nigsten betroffenen Gemeinden freuen. 

Im ebenso vor Kurzem „aufgetauchten“ Tä-
tigkeitsbericht der Agrarbehörde, der am 28. 
Juli 1959 für Wallnöfer verfasst wurde und die 
ersten zehn Jahre des Regulierungstreibens 
umfasste, hielt Berichterstatter Albert Mair 
fest: „Zu außerordentlichen Schwierigkeiten 
gibt immer wieder die Vorschrift des § 51 FLG 
(Tiroler Flurverfassungslandesgesetz – Anm.) 
Anlaß, die den Gemeinden bei auch minima-
ler Nutzungsteilnahme ein Mindestanteils-
recht von 20 Prozent garantiert.“ Mair kriti-
sierte diese Garantie ohne Umschweife. Laut 
einer Statistik der Tiroler Landwirtschafts-
kammer waren nur 42 Prozent der Gemein-
den nach den Regulierungen anteilsberechtigt 
an der Agrargemeinschaft beziehungsweise an 
ihrem Gemeindegut. Der von Mair erwähnte 
§ 51 wurde demnach in 58 Prozent der Fälle 
ignoriert. Wieder so ein Rechtsbruch, der die 
Geschichte umrahmt. 

Aus dem Tätigkeitsbericht (siehe Kasten 
„Der Bericht“) geht nicht nur hervor, mit 
welcher Nonchalance sich die Wallnöfer’sche 
Abteilung über das Erkenntnis des Verwal-
tungsgerichtshofes aus dem Jahr 1954 hin-
wegsetzte, in dem das Höchstgericht festge-
stellt hatte, dass die Gemeinden Eigentümer 
des Gemeindegutes sind. Das Schreiben zeigt 
zudem, wie klar sich die Beteiligten über den 
Wert der Grundstücke waren, die da den 
Eigentümer wechselten bzw. noch wechseln 
sollten: „Es braucht nicht besonders betont 
zu werden, dass die Gemeinde- und Frakti-
onswälder und zwar auch die kleineren in 
Tirol einschließlich der den Bauern daran 
zustehenden Nutzungen ausnahmslos Milli-
onenwerte darstellen und dass die größeren 
Waldungen wie Reutte und dgl. den 50-Mil-
lionenwert bedeutend überschreiten.“ 

Auch beim bemühten Versuch, die Beweg-
gründe des damaligen Landeshauptmannes 
zu verstehen oder die willkommene Verblen-
dung durch das immer schon falsche Eigen-
tumsmärchen der Bauern nachzuvollziehen, 
wirkt die Tatsache, dass sich nach den Ei-
gentumsübertragungen zahlreiche Familien 
– und auch die Familie Eduard Wallnöfers – 
ungeniert am Gemeindeeigentum bedienten, 
wie die ultimative Absage an die bäuerliche 
Bescheidenheit und die Erztiroler Rechtschaf-
fenheit.

Nie, auch nicht nachdem der österrei-
chische Verfassungsgerichtshof 1982 die 
Tragweite des Unrechts erstmals erkannt 
und die Verfassungswidrigkeit des Tiroler 
Weges angeprangert hatte, wurde in Wallnö-
fers Reich zurückgerudert. Nein, das System 
hatte sich längst als Parallelwelt außerhalb 
des Rechtsstaates etabliert – ähnlich, wie die 
Agrargemeinschaften übermächtige Parallel-
regierungen neben den Gemeinderäten bil-
deten. Über die Jahre und Jahrzehnte wurden 
die Reihen geschlossen und die Schotten dicht 
gemacht. 

So wurden etwa dem System aus verschie-
denen Gründen treue Personen auf allen 
möglichen, möglichst einflussreichen Posten 
platziert. Der langjährige leitende Ober-
staatsanwalt in Innsbruck, Eckart Rainer, ist 
beispielsweise tonangebendes Mitglied der 
Agrargemeinschaft Panzendorf in der Ostti-
roler Gemeinde Heinfels. Bis zu seiner Pen-
sionierung Ende 2010 mahlten die Mühlen 
der heimischen Justiz nicht ein einziges Mal 
im Zusammenhang mit dem sensationellen 
und seit 2008 auch dem desinteressiertesten 
Juristen bekannt gewordenen Tiroler Agrar
unrecht. Im Land selbst wurde mit dem be-
rüchtigten Landesagrarsenat eine Gerichts-
barkeit geschaffen, die maßgeblich dazu 
beitrug, das Unrechtssystem zu erhalten. 
Allein die unmöglichen Verrenkungen dieses 
Gremiums eignen sich für einen Ehrenplatz 
im Tiroler Cirque du soleil der juristischen 
Akrobatik. Die Schlagseite der Agrarbeamten 
ist aufgrund ihrer Weisungsgebundenheit ge-
genüber dem Bauernbundobmann fast schon 
zwingend logisch. Weitere, mit Brief und Sie-
gel des offiziellen Landes Tirol arbeitende Be-
hörden wurden als zusätzliche Bauern im mo-
numentalagrarischen Schachspiel aufgestellt. 
Geld spielte keine Rolle. Die Verantwortlichen 
der ÖVP saßen in der Regierung und damit 
an der Quelle. 

Aktuell liefert die Gemeinde Ainet, die 
aufgrund des Briefwechsels zwischen Eduard 
Wallnöfer und dem damaligen Bürgermeister 
jüngst ins Rampenlicht gerückt wurde, ein 
prächtiges Beispiel dafür, wie die teils famili-
ären, teils politischen, teils schlicht finanziell 
bestimmten und in jedem Fall dichten Spin-
nennetze noch immer funktionieren, die wei-
land unter Wallnöfer ihren Anfang nahmen. 

Zu Beginn des Jahres 1969 hatte Wallnöfer 
erfahren, dass sich die Gemeinde Ainet re-
spektive Bürgermeister Alois Girstmair nicht 
wohl dabei fühlten, den Bauern grundlos den 
Bärenanteil des Gemeindebesitzes zu überge-
ben. Wie Wallnöfer in seinem Brief festhielt, 
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Es waren erhellende Einsichten in die 
Prioritäten Eduard Wallnöfers, die An-

fang des Jahres 2013 gewährt wurden. Der 
Briefwechsel zwischen Wallnöfer und dem 
Bürgermeister der Gemeinde Ainet in Ostti-
rol aus dem Jahr 1969 schlug ein wie eine 
Bombe und die Tiroler ÖVP wurde denn auch 
dementsprechend in die Verantwortung ge-
nommen. „Die Gemeindegutsregulierungen 
waren und sind vorsätzliche, rechtsgrund-
lose, kalte Enteignungen der Bevölkerung 
zugunsten einer privilegierten Minderheit“, 
stellte der Klubchef der Tiroler SPÖ, Hans-Pe-
ter Bock, klar und verlangte mit Nachdruck 
die Aufarbeitung von den „Wallnöfererben“. 
„Der jetzt aufgetauchte Schriftverkehr zum 
Agrarstreit in Ainet ist ein weiterer Beleg da-
für, dass einzig und allein politisches Kalkül 
hinter den offenkundig verfassungswidrigen 
Übertragungen von Gemeindegut an die 
Agrargemeinschaften stand“, sagte der grü-
ne Agrarsprecher Georg Willi. 

Die Worte, welche Eduard Wallnöfer am 14. 
März 1969 an Bürgermeister Alois Girstmair 
richtete, lassen keine anderen Schlüsse zu. 
Wallnöfer schrieb: „Die Notwendigkeit (zur 
Regulierung des Gemeindegutes – Anm.) hat 
sich in den meisten Fällen dadurch ergeben, 
dass durch die allgemeine Strukturumwand-
lung im Lande, die in Nordtirol noch viel wei-
ter gegangen ist, als sie in Osttirol bis jetzt 
erfolgte, das bäuerliche Element in den Ge-
meinden zurückging und die Gemeindeguts-
Nutzungsberechtigten in den Gemeinden 
durchwegs eine Minderheit bilden. Um hie-
rüber einen Konfliktstoff aus der Gemein-
destube zu entfernen, war man auch von 
politischer Seite an diesen Regulierungen 
interessiert.“ 

Der Briefwechsel
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war es Hofrat Streiter, der ihm von einem Ge-
spräch mit Bürgermeister Girstmair berichtet 
hatte. Es wird sich wohl um den damaligen 
Tiroler Grundverkehrsreferenten David Strei-
ter gehandelt haben. Der hatte sich im Juli 
1971 gegenüber dem deutschen Nachrichten-
magazin „Der Spiegel“ ganz bitterlich über 
die drohende Überfremdung Tirols durch 
die Deutschen beschwert. Das „Tiroler Anti-
Ausländergesetz“ (Grundverkehrsgesetz), 
auf dessen Grundlage in Tirol nicht nur Aus-
ländern der Kauf von Immobilien erschwert 
wird, sondern Grünlandkauf allein Bauern 
vorbehalten wird, war damals in Kraft gesetzt 
und im Magazin thematisiert worden.

Als Wallnöfer zwei Jahre zuvor seinen 
Brief an den Aineter Bürgermeister verfasste, 
standen in der Gemeinde gerade die Zeichen 
auf Sturm. Einer, der bei der damals in die 
Wege geleiteten Enteignung der Gemeinde als 
Bauernkämpfer an vorderster Front genannt 
wird, ist nicht nur Vater des derzeit amtie-
renden Aineter Bürgermeisters, sondern auch 
Vater des Vorgesetzten aller Agrarbeamten im 
Tiroler Landhaus. Eine schöne Familie. „Brav, 
brav“, hätte Wallnöfer sie vielleicht in seiner 
knappkargen Art geadelt. Doch ganz so schön 
und brav ist die Sache bei genauerer Betrach-
tung nicht mehr. 

Alois Poppeller, der Hofrat, ist Vorstand 
der Gruppe Agrar im Tiroler Landhaus und 
damit auch Chef der Mitarbeiter der Agrar-
behörde erster Instanz. Karl Poppeller, der 
Bürgermeister, hat sich selbst in größte Be-
drängnis gebracht, weil er die Frist, in der 
die Gemeinde Ainet gegen den Bescheid der 
Agrarbehörde erster Instanz hätte berufen 
können, verstreichen ließ. Einfach so. Durch 
seine bewusste Passivität verhinderte er, dass 
die Gemeinde je wieder zu ihren Grundstü-
cken kommen kann. Durch seine bewusste 
Passivität sorgte er dafür, dass die Bauerner-
ben die Gemeindegrundstücke behalten kön-
nen. Zufall?

Der Bescheid ist ein hanebüchenes Doku-
ment in alter Tradition, mit dem die Agrar-
behörde im Juni 2011 feststellte, dass in Ainet 
1977 eine sogenannte Hauptteilung stattge-
funden habe. Es gibt zahlreiche Hinweise oder 
gar Beweise, dass dies nicht der Fall war und 
die Gemeinde sehr wohl alle Rechte auf ihr 
Gemeindegut gehabt hätte. Selbst ohne dies-
bezügliche Beweise wäre der Bürgermeister 
verpflichtet gewesen, den Gemeinderat damit 
zu befassen und jedenfalls gegen den Bescheid 
der Behörde zu berufen. Er tat es nicht. Und 
damit brachte er sich in möglicherweise straf-
rechtlich relevante Schwierigkeiten. „Das legt 

den Verdacht der Untreue nahe und ist ein 
klarer Fall für die Staatsanwaltschaft“, ist Fritz 
Dinkhauser überzeugt. „Fest steht, dass der 
Bürgermeister in hohem Maße befangen ist, 
wenn seine Familie gleich mehrfach Nutz-
nießer der Agrargemeinschaft war und ist. 
Ein befangener Bürgermeister verzichtet auf 
die Ansprüche der Gemeinde, die Gemein-
debürger haben den Schaden und das Land 
schaut zu.“ 

Schlimmer wird die Lage für den Bürger-
meister, weil er höchstwahrscheinlich den 
großen Poppeller-Hof „Gstinig“ erben wird, 
weil ein Grundstücksverkauf, der in auffal-
lender zeitlicher Nähe zum Ausstellungs-
datum des Bescheides passierte, wohl noch 
neugierige Blicke auf sich ziehen wird und 
weil er seine agrarfreundliche Entscheidung 
schlicht nicht vor der Mehrheit des Dorfes 
begründen kann. Dass Alois Poppeller, des 
Landes oberster Agrarbeamter, der Bruder 
des Bürgermeisters ist und selbst Strippen-

zieher im agrarischen Spinnennetz, macht die 
Geschichte tiroltypisch perfekt. 

Juristisch wurde der Aineter Sumpf durch 
die Entscheidung des Bürgermeisters, nichts 
zu tun, die Frist verstreichen und die Agrar-
gemeinschaft triumphieren zu lassen, unan-
tastbar. Nur er selbst könnte dafür zahlen 
müssen. Sonst ist der Aineter Sumpf mit 
seinen Seilschaften ins Allerheiligste des Ti-
roler Landhauses lediglich ein Beispiel dafür, 
was sich in Tirol abspielen darf. Auch heute 
noch. „Wir machen, was wir für richtig hal-
ten – Gesetze hin, Gesetze her.“ Die Bauern 
jubeln, die Mehrheit zahlt drauf und Kriti-
ker müssen sich davor fürchten, von Agrar-
Anarchisten verprügelt zu werden. In vielen 
Tiroler Gemeinden herrscht eine Art Krieg. 
Dass es so weit kommen konnte, ist auch ein 
Erbe Eduard Wallnöfers. Sein doppeltes Ju-
biläumsjahr steht im Zeichen dieser dunklen 
Schatten. Gerade stürzt ein Tiroler Held. Und 
er stürzt tief. � Alexandra Keller

Was den 10-Jahresbericht, den der leitende Agrarbeamte Albert Mair Ende Juli 1959 für 
den damaligen Agrarlandesrat Eduard Wallnöfer verfasste, so unheimlich macht, ist die 

ungenierte Deutlichkeit, mit welcher der Jurist darin die Rechtsbrüche beschreibt, die not-
wendig waren, um den Gemeinden ihr Grundvermögen zu entreißen und die Bauern damit zu 
„beglücken“. Die darin nicht minder deutlich herauszulesende bäuerliche Arroganz gegenüber 
allen Nichtbauern macht den Bericht zu einem Beweisstück für die Geisteshaltung, mit der das 
Land nachhaltig vergiftet wurde. Von oberster Stelle geförderte Rechtsanarchie war die Folge. 
So hielt Mair beispielsweise im Zusammenhang mit dem Erkenntnis des Verwaltungsgerichts-
hofes aus dem Jahr 1954, in dem klargestellt worden war, dass das Gemeindegut den Gemein-
den gehört, fest: „Die Abteilung hält trotz der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes, die 
in ihren materiellrechtlichen Ausführungen agrarrechtspolitisch völlig an den Grundproblemen 
vorbeiging, an der Rechtsauffassung fest, dass ein Teilwald nach der eindeutigen Formulierung 
des Flurverfassungslandesgesetzes niemals Gemeindegut sein kann und dass daher auch eine 
Enteignung von Teilwaldberechtigten auf gemeinderechtlicher Basis rechtswidrig ist.“ Allein 
dieser Satz spricht Bände. Der Bauer schlägt den König. Diese Tradition regiert noch heute. 

Der Bericht


